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1. Fragestellung 

Der Auftraggeber erkundigt sich nach bestehenden gesetzlichen Regelung zur Besteuerung der 
sogenannten Digitalkonzerne. Außerdem sollen die Fördermittel für deutschsprachige Medienin-
halte sowie die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks benannte werden. 

2. Digitalsteuer 

Deutschland hat bislang keine Digitalsteuer eingeführt. Die Regierungskoalition aus CDU/CSU 
und SPD hat sich im Koalitionsvertrag 2018 darauf verständigt, dass Maßnahmen für eine ange-
messene Besteuerung der digitalen Wirtschaft ergriffen werden sollen. 

Hierbei setzt man auf EU-weite Regelungen oder eine Vereinbarung auf OECD-Ebene. Eine eigen-
ständige nationale Steuer ist bislang nicht vorgesehen. 

3. Einnahmen aus dem Rundfunkbeitrag für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

Im Jahr 2017 nahm der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland fast 8 Milliarden Euro 
(7,974 Mrd. Euro) aus dem Rundfunkbeitrag ein. Der Rundfunkbeitrag ist in Deutschland  von je-
dem Privathaushalt und auch von Gewerbetreibenden zu entrichten. 
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